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EU-Typgenehmigungsrecht 
ist ein Game Changer

Warum die Eignungsprüfung mehr als nur Mangelfeststellung ist

Der Begriff der „Eignung“ unterliegt in der Automobilzulieferindustrie einem Bedeutungswandel mit erhebli-
chen vertragsrechtlichen und haftungsrechtlichen Folgen. Aber er muss auch technisch definiert werden, um 
daraus überhaupt Rechtsfolgen ableiten zu können, weil jede technische Abweichung immer auch eine Ver-
tragsverletzung ist. Die rechtlichen und die technischen Prozessschritte, eine Abweichung festzustellen, unter-
scheiden sich prinzipiell nicht. Eine klare Regelung versucht das neue EU-Typgenehmigungsrecht zu schaffen.

Ekkehard Helmig
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In dieser Begriffsklärung geht es um die 
Eignung von Systemen, Bauteilen und 
selbststätigen technischen Einheiten in ei-

ner komplexen Anwendungsumgebung. 
Diese Trilogie stammt übrigens aus dem 
europäischen Typgenehmigungsrecht. Eig-
nung ist ein generischer Oberbegriff: Ei-
nung enthält Funktion, also die Fähigkeit 
des Produkts eine bestimmte Aufgabe er-
füllen zu können. Eignung enthält Funktio-
nalität, also die Fähigkeit, eine seiner be-
stimmungsmäßigen Aufgabe entspre-
chende Wirkung auf seine Umgebung aus-
zuüben. Eignung umfasst Kompatibilität, 
also die Eigenschaft, zu anderen Produkten 
zu passen und mit ihnen im Einklang zu wir-
ken. Und Eignung enthält Interoperabilität, 
also die Fähigkeit zur Funktionalität meh-
rerer Produkte zum technischen Zusam-

menwirken in einem für bestimmte Zwecke 
definierten System. Zum Beispiel, um ver-
netzte Fahrzeuge kommunikationsfähig zu 
machen.

Aber wer entscheidet über die Eignung 
eines Produkts für den bestimmten Ver-
wendungszweck? Das ist nach allgemei-
nem Verständnis der Käufer, also in unserer 
Betrachtung der Hersteller oder OEM. Nach 
der jüngsten Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofs (BGH) kommt es aber auf ihn 
nicht zwingend an. Der BGH sieht den Pri-
mat beim Lieferanten, also dem Verkäufer. 
Nach dem Urteil vom 20.3.2018 (VIII ZR 
231/18) kommt für das Merkmal „nach dem 
Vertrag vorausgesetzten Verwendung“ 
nicht „auf konkrete Eigenschaften der Kauf-
sache an, die sich der Käufer vorstellt, son-
dern darauf, ob die Sache für die dem ›››
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Verkäufer erkennbaren Verwendung (Nut-
zungsart) durch den Käufer geeignet ist“. 
Der Lieferant muss sich danach also vorstel-
len (können), was der OEM möchte und was 
er dann auch brauchen kann. Darin liegt 
das Risiko falscher Vorstellungen mit der 
Folge zum Beispiel eines Rückrufs – das ist 
der Regelfall. 

Wer trägt die Verantwortung: 
Hersteller oder Lieferant?
In der Praxis ist das natürlich zu kurz gegrif-
fen. In der Praxis dominiert zwar die dem 
OEM in der Regel überlegene Fachkompe-
tenz des Lieferanten, der dafür unter dem 
oft missbrauchten Begriff des Systemliefe-
ranten in die Pflicht genommen wird. Aber 
der notwendige Kommunikationsprozess, 
die Vorstellungen des Lieferanten mit den 
Verwendungs- und Anwendungsbedürf-
nissen des OEM in Einklang zu bringen, ist 
oft gestört.

Dieser Gesichtspunkt spielt in der aktu-
ellen Rechtsprechung bemerkenswerter-
weise keine Rolle, was wohl auch daran 
liegt, dass Gerichte nur über das entschei-
den dürfen und können, was ihnen die Par-
teien aus ihren prozesstaktischen Überle-
gungen vortragen. Dazu gehört nicht die 
kommunikative Verknüpfung zwischen 
„reiner Juristerei“ und der Realwelt komple-
xer Wertschöpfungsketten.

Die von der Rechtsprechung vorge-
nommene begriffliche Reduzierung auf die 
Vorstellung, die sich der Verkäufer von dem 
vom Käufer vorgesehenen Verwendungs-
zweck machen darf, wird in der Praxis mit 
rechtlicher Verbindlichkeit korrigiert. Die 
dafür wesentlichen Regelwerke DIN EN ISO 
9001:2015 und darauf aufbauend die IATF 
16949 verorten vor allem in Kapitel 8.2.3.1 
die wesentliche (Mit-) Verantwortung für 
die Eignungsfeststellung in die Zuständig-
keit des Lieferanten. Er trägt als Fachmann 
die Mitverantwortung dafür, dass der OEM 
richtig bestellt. Als Fachmann trägt er die 
aus den Regelwerken bestimmte Frage-
pflicht und eine ausgeprägte Fragekompe-
tenz zur Systemumgebung seines Liefer-
bauteils oder Liefersystems im gesamten 
Fahrzeug. Dem steht zum Ausgleich not-
wendig eine gleichwertige kongruente Ant-
wortpflicht und Antwortkompetenz des 
OEM gegenüber. Hol- und Bringschuld für 
den jeweiligen Informationsaustausch be-
dingen sich inhaltlich und dem Umfang 

nach. Sie müssen sich decken. Das gilt vor 
allem bei allen neuen Technologien, etwa 
für die E-Mobilität unter Anwendung der 
UN-ECE R100 (UN-ECE-Regelungen sind 
nach dem EU-Typgenehmigungsrecht ver-
bindliche gesetzliche Regelungen)oder die 
funktionale Sicherheit automatisierter Fahr-
zeuge unter dem Regime der ISO 26262 und 
der ISO/PAS 21448.

Und genau darin legt der Konflikt: Der 
dafür notwendige offene, aber vollständige 
Kommunikationsprozess für den Aus-
tausch sämtlicher erfolgsbezogener tech-
nischen Expertise auf beiden Seiten in res-
pektierter Augenhöhe funktioniert oft 
nicht. Wenn zum Beispiel die Dauerhalt-
barkeit eines Werkstoffs vertraglich gefor-
dert oder gesetzlich vorausgesetzt wird, 
aber kein Einvernehmen über Verfahren 
und Prüfungsmethoden besteht, wie sie 
festgelegt und in den Entwicklungs- und 
Produktionsprozess unter den Vorgaben 
des Systems unter tatsächlichen Betriebs-
bedingungen abgesichert werden, steigt 
die Ausfallwahrscheinlichkeit als Funktion 
der Zeit der Beanspruchung.

Die Gründe dafür sind vielfältig: Zeit, 
unklare Konzeptvorstellungen des Kunden, 
unstrukturierte Änderungsvorstellungen 
oder Unkenntnis des Langzeitverhaltens 
neuer Werkstoffe oder elektronischer Bau-
teile. Das aus Sicht der OEM in der Praxis an-
gewandte Allheilmittel ist die Annahme: 
Wenn etwas schiefgehen sollte, haftet für 
die nachträglich festgestellte mangelnde 
Eignung der Lieferant, obwohl das Produkt 
selbst nach seinem Entstehungsprozess 
qualitativ mangelfrei ist. Diese Regressan-
tizipation des Kunden steht nach meiner 
Beobachtung oft der Bereitschaft einer 
technisch offenen Partnerschaft im Interes-
se technisch ausgereifter Lösungen entge-
gen. Der Lieferant kann sich in der Regel 
dem Druck nicht entziehen.

Die Fragekompetenz des Lieferanten, 
um dem OEM eine System- und validie-
rungsgerechte Entscheidungsmöglichkeit 
für seine Eignungsentscheidung zu liefern, 
besteht nur dann und nur in dem Umfang 
wie der OEM fähig und bereit ist, die Fragen 
auch zu beantworten, um einvernehmlich 
dem am Endergebnis orientierten Reife-
grad zu definierten. Die Reifegradabsiche-
rung beantwortet die Frage, ob es einen 
gleichwertigen Abstimmungs- und Bewer-
tungsstand gibt und ob die daraus ent-
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Unterschied zwischen Mangel und Eignung

Unter dem Mangel eines Produkts versteht 
man im allgemeinen Sprachgebrauch die 
qualitative Abweichung (Ist-Beschaffen-
heit) von der vereinbarten Spezifikation 
(Soll-Beschaffenheit). Zur Soll-Beschaffen-
heit eines Produkts gehört – ebenfalls im 
allgemeinen Sprachgebrauch – auch die 
Eignung des spezifizierten Produkts für sei-
nen vereinbarten Verwendungszweck. Da-
mit ist seine Brauchbarkeit für die Zwecke 
des Kunden gemeint. Die fehlende Eignung 
ist in der Regel ein Mangel des Produkts.

Der Begriff Mangel stammt aus der gesetz-
lichen Regelung des Kaufrechts nach § 434 

Absatz 1 BGB: Der Lieferant ist der Verkäufer, 
der Kunde ist der Käufer. Ein Produkt ist 
nach dem Gesetz auch mangelhaft, wenn es 
sich nicht für die vertraglich vorausgesetzte 
Verwendung oder sich nicht für die „ge-
wöhnliche Verwendung“ eignet. Damit 
weist das Produkt nicht die Beschaffenheit 
auf, die bei einem Produkt gleicher Art „üb-
lich“ ist und die der Käufer nach Art der Sa-
che erwarten kann. Diese Begriffsbestim-
mung des Gesetzes ist sehr allgemein ge-
halten. Sie soll eben alle denkbaren Produk-
te erfassen. Auf die rechtsdogmatischen 
Feinheiten kommt es an dieser Stelle nicht 
an.

schiedenen Ergebnisse beiderseitig bestä-
tigte Ergebnisse sind. Maßstab ist die Test-
bestätigung des OEM von der Validierungs-
ebene des Fahrzeugs aufgrund der nur dem 
OEM im Ganzen bekannten tatsächlichen 
Betriebsbedingungen wie es das geltende 
EU-Recht verlangt. 

Bevor das nicht einvernehmlich doku-
mentiert ist, gibt es kein Entwicklungser-
gebnis für eine valide Eignungsentschei-
dung für die Feststellung der Serienreife. 
Das Risiko, ein Entwicklungsergebnis in 
den eigenen Eignungsentscheidungspro-
zess zu übernehmen, liegt ausschließlich 
beim OEM. Eine falsche Entscheidung des 
OEM stellt den Lieferanten frei, es sei denn, 
er hätte den Fehler erkannt, nicht protes-
tiert und in Kenntnis des Fehlers geliefert. 
Das Defizit daraus für die übergeordnete 
Validierungsentscheidung des OEM lässt 
sich weder technisch noch rechtlich durch 
Bezug auf welch immer gemeinte „Üblich-
keit“ für die Anforderungen an das dann 
mangelhafte, weil ungeeignete, Endpro-
dukt ausgleichen (wie es in manchen Ge-
währleistungsvereinbarungen vorgesehen 
ist). Solche Kunden-Klauseln verstoßen ge-
gen zwingendes EU-Recht und sind nichtig.

EU-Typgenehmigungsrecht  
soll für Klarheit sorgen
Das ab 1.9.2020 geltende europäische Typge-
nehmigungsrecht stellt das klar. Unter dem 
Regime der DIN EN ISO 9001:2015, dem 
„Eckpfeiler des EU-Typgenehmigungssys-

tems“, bestimmt Artikel 60 der dann gelten-
den Typgenehmigungsverordnung 2018/858 
(ab 06.07.2022 in der Fassung der ergän-
zenden Verordnung 2019/2144) zwingend 
den Kommunikationsprozess. Dort heißt 
es: „Der Fahrzeughersteller stellt den Her-
stellern von Systemen, Bauteilen, selbstän-
digen technischen Einheiten, Teilen oder 
Ausrüstungen sämtliche Angaben bereit, 
die für die EU-Typgenehmigung von Syste-
men, Bauteilen oder selbständigen techni-
schen Einheiten oder für die Erlangung der 
in Artikel 55 Absatz 1 genannten Autorisie-
rung erforderlich sind.“

Die strikte Einhaltung dieses Kommu-
nikationsgebots ist eine Bedingung für die 
Typgenehmigungsfähigkeit. Sie unterliegt 
der durch Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung 
2018/858 eingeführten Beweislastumkehr. 
Beweislastumkehr nach Artikel 5 Absatz 2 
besagt, dass ein Fahrzeug nur dann als mit 
allen europäischen Regelwerken überein-
stimmend und als typgenehmigungsfähig 
angesehen werden kann, wenn der Herstel-
ler, der OEM, die Genehmigungsbehörden 
in die Lage versetzt, die durch die Antrag-
stellung behauptete Genehmigungsfähig-
keit nach den Angaben im Beschreibungs-
bogen „nachvollziehen“ zu können. Der Be-
griff nachvollziehen ist dehnbar und enthält 
Wertungen der Plausibilisierung. Juristisch 
ist das ein scharfes Schwert. 

Einige OEM sind deshalb seit einiger 
Zeit in ihren Lastenheften auch dazu über-
gegangen, das Ergebnis der Entwicklungs-

leistung eines Lieferanten von der Erfüllung 
gesetzlicher Bestimmungen abhängig zu 
machen, die „im Zeitpunkt der Typprüfung“ 
gelten, aber dem Liefertanten meist nicht in 
vollem Umfang bekannt sind. Das ist der 
Zeitpunkt der Antragstellung für die Typge-
nehmigung durch den OEM, deren Wahr-
haftigkeit die Leistungen des Lieferanten 
notwendig einschließen und damit gegen-
über der Genehmigungsbehörde auch be-
stätigen. Defizite des Kommunikationspro-
zesses bleiben dann Defizite der Richtigkeit 
des Beschreibungsbogens als unabdingba-
re Dokumentation für die Zulässigkeit der 
Antragsstellung. Bei einem daraus begrün-
deten Feldausfall, der zum Entzug der Typ-
genehmigung führen kann, entsteht für 
den OEM ein Erklärungsdilemma: Wieso 
sind seine Erklärungen im Beschreibungs-
bogen falsch und mit welcher Begründung 
will er dann noch den Lieferanten für die 
Kosten eines Rückrufs in Anspruch neh-
men? Haftungsfragen richten sich dabei 
nach dem Einzelfall. 

Typgenehmigungsrecht ist 
bei Fahrzeugen besonders streng
 Nach dem neuen EU-Kaufrecht (gültig ab 
1.1.2022 gemäß den EU-Richtlinien 2019/770 
und 2019/771) sind Fahrzeuge als Verbrau-
cherprodukt nur dann objektiv vertragsge-
mäß, wenn sie alle Anforderungen aus dem 
Typgenehmigungsrecht und nach techni-
schen Normen erfüllen. Dem Käufer und 
den Gerichten stehen zur Rechtswahrun-
gen fast alle Kennnisse der Genehmigungs- 
und der Marktüberwachungsbehörden zur 
Verfügung.

Alle Unzulänglichkeiten aus dem Typ-
genehmigungsrecht eischließlich insbe-
sondere der DIN EN ISO 9001:2015 können 
den Versicherungsschutz gefährden. Das 
gilt für alle neuen Technologien, die noch 
nicht ausreichend erprobt sind und für die 
es noch keinen abgesicherten Erfahrungs-
hintergrund gibt. Dazu zählen Assistenz-
systeme, gänzlich neue Werkstoffe oder be-
währte Werkstoffe, für die es etwa beim 
Einsatz in Hochvoltbatterien unbekannte 
Einflussfaktoren gibt. Sie fallen unter die 
sogenannte Erprobungsklausel oder Experi-
mentierklausel. Die Folge ist der mögliche 
Deckungsausschluss nach den geltenden 
Bedingungen gemäß Ziffer 6.2.5 des für die 
Produkthaftpflichtversicherung geltenden 
Bedingungswerks. W


